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Amtlicher Teil .
Die wirtscbaktlicbe Vertretung

der badis <Den Negierung in Berlin .
»» Die Geschäftsräume der für die Wahrnehmung der ba¬

dischen wirtschassticvc . i Interessen in Berlin tätigen Vertreter
der Regierung sind in dem Gebäude der badischen Ge¬
sandtschaft in Berlin W. v, Lennestrahe 9 (Fernruf : Kur¬
fürst 9651 ) zusammcngelegt worden. Die wirtschaftliche Ver¬
tretung der badischen Regierung in Berlin , deren Aufgabe die
Gelteich machung der badischen Wirtschaftsinterejsen und die
Unterstützung des badischen Gewerbes sowohl in Fragen all»
genuiner Art al , in Eir .zeliäüen bildet, ist der badischen Ge»
sandtschaft angegliedert und steht unter der unmittelbaren
Leitung des stellvertretenden badischen Reichsratsbevollmäch-
tigten, Ministerialrat Dr . Fecht .

Die Verschärfung der gesetzt . Vorschriften
über die Linsteilung Schwerbeschädigter .

*» Im Re chsgesetzblatt vom 29. Juli (Seite 947) ist eine
neue Verordnung des Reichsarbeitsministers über die Beschäf -
tigung Schwerbeschädigter in privaten Betrieben erschienen.

Nach dieser Verordnung , die bereits am 1. August in Kraft
getreten ist, haben private Arbeitgeber auf 20 (bisher 25 ) b :S
einschließlich 50 insgesamt vorhandene Arbeitnehmer ohne Un¬
terschied des Geschlechts mindestens einen Schwerbeschädigten
zu beschäftigen . Auf je 50 weitere Arbeitnehmer entfällt min-
bestens ein weiterer Schwerbeschädigter, dabei wird nach der
neuen Verordnung ein Überschuß von 20 Arbeitnehmernvollen 50 gleichgerechnet .

Bei der Berechnung dieser Zahlen werden mehrere in Baden
befindliche

' Betriebe, Büros und '
Verwaltungen desselben Ar¬

beitgebers zusarnmengesatzt.
Durch die neue Verordnung werden eine ganze Anzahl klei¬

nere Betriebe , Büros , die bisher nur der Einstellungspfl cht
nach § 1 des Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschädig¬ter unterlagen , auch der prozentualen Einftellungsvflicht neu
unterworfen . In anderen Betrieben wird durch die neue Ver¬
ordnung vielfach die Einstellung weiterer Schwerbeschädigter
erforderlich. Bis längstens 1 . Januar 1922 müssen die Vor-
schriften der neuen Verordnung durchgeführt sein.

Vorsätzliches oder grob fahrlässiges Autzerachtlafsen der Ein -
ftellungsverpflichtung kann von den Schlichtungsausschüsscnauf Antrag der Hauptfürsorgestelle für jeden einzelnen Fall
Mit einer Buße bis zu 10 000 M . be ' egt werden.Die neu unter die Pflicht zur Beschäftigung Schwerbeschä¬
digter fallenden Betriebe werden deshalb gut tun , möglichstbald dem zuständigen Arbeitsnachweis oder der Hauptfürsorgein Karlsruh e> Schloßbezirk 10, diejenige Arbeitsstelle zu
bezeichnen , die mit einem Schwerbeschädigten besetzt werden
soll .

Abgabe von Mttergras aus Maldungen .
" Die Forstabteilung des Finanzministerium - hat

schon in diesem Frühjahr , als sich infolge der
lang andauernden trockenen und kalten Witterungeine erhebliche Futterknappheit bemerkbar machte,
besondere Anordnungen getroffen , um Futtergras aus
Staats - und Gemeindewaldungen verfügbar zu macken.
Nachdem der Futtermangel sich durch die außerordentlicheDürre dieses Sommers nunmehr noch erheblich vermehrt hat,wurden die Forstämter unterm 4 . d. M. neuerdings ermäch¬
tigt , in weitgehendem Matze tue Gewinnung des Futtergra -
ses im Walde zuzulassen, insbesondere auch die jüngsten
Schläge der Mittel , und Niederwa 'dungen zur Verfügung zuKellen . Örtlichkeiten mit jungem Aufwuchs (natürliche Ver¬
jüngungen ) oder wertvollen Pflanzungen , deren sichere Ver¬
nichtung bei der Erasgewinnung zu erwarten wäre, muffen
jedoch verschont bleiben.

In den Staatswaldungen werden die Futtergrasplatze in
entsprechenden Losen unter Anpassung an den örtlichen Bedarfin de « Regel versteigert werden . Gegen Preistreibereien find
geergiute Maßnahmen angeordnet , namentlich vurch Beschrän¬
kung deS Kreises der Steigerer . Berücksichtigungsollen in ersterL.n .e die wirffchosuick schwachen Landwirte finden . Handab¬gaben sinp in snlcke.n Fällen zugelassen.

Dre Anschläge werden den Futterpreisen der Gegend ange¬paßt werden.
Die Forstabteilung hat von diesen Maßnahmen auch die

Etandesbcrrsckaften des Landes verständigt mit dem Ersuchen,im gleichen Sinne zu verfahren , na<A>em die Bekanntmachungdes Reichskanzlers vom 13 . April 1918 Nr . 5145 Reichsgesetz -diall S . 275/76 noch in Kraft ist. Nach dieser Verordnungkö, - , : en die Besitzer von Forsten und anderen nicht landirt »
schafti .ch genutzten Grundstücken auf Anordnung der höheren
Vcrwaltungsbehrde verpflichtet werden, Futtermitttel zur Ver»
fügung zu stellen .

Es darf von den übrigen Waldbesitzern erwartet werden, daß
sw di5 in ihren Wellungen vorhandenen Futtermengen in
gleicher Weise den Landwirten zur Verfügung stellen .

Gsterreickiscbes Konsulat .** Die österreichische Regierung hat den Herrn Direktor
kkillh Menzinger in Karlsruhe zum Honorarkonsul fürdas Land Baden mit Ans-nab -ne des Kreises Mannheim er¬nannt . Nachdem ihm das Reich das Exequatur erteilt hat ,Nnrd er hiermit zur Ausübung konsularischer Funktionen fürdas bezeichnete badische Staatsgebiet zugelaffen.

Die krsnzösiscke Rrriegsbilke
kür Polen .

Man schreibt uns :
In einem flammenden Artikel der Pariser „Humanitä "

Wersen die französischen Soldaten des Jahrganges 1920/21aumeiordert , sich nicht nach Polen transportieren zu lasse ».Ferner ergeht an die Arbeiterschaft die Weisung, mit allenMitle .n den Transport von Kriegsmaterial nach Polen zuverhindern . Die französischen Arsenale arbeiten fieberhaftfür polnische Zwecke. Tag und Nacht werden ohne Unterbruch
Maschinengewehre, Kanonen, Granaten , Patronen und Flug ,
zeuge für Polen angefertigt . Ein französischer Dampfer , der
nach Danzig geht, hat 38 Geschütze und 808 Tonnen Munitionan Bord. In Aubervilliers werden giftige Gase für das pol¬
nische Kriegsministerium hergestellt.

Diese und andere Hinweise auf die französischen militäri¬
schen btüjtungen für Polen bringt die . Humanste " und sagtdazu : „Durch ihr Geheimabkommen mit Pole » hat unsere
bervrccherijche Regierung sich an Händen und Füßen gebun¬den verpflichtet, dem polnischea Imperialismus zu dienen ".Die auf Kriegsfuß gesetzte 11 . Division ist zum Abtransport
nach Oberschlesien bereit. Ob sie nun durch Deutschland oder
auf dem Wasserweg nach Oberschlesien gelangt, meint die „Hu-manite " , jedenfalls sei Marschall Fvch bereit» die Division anOrt und Stelle zu empfangen. Und so erfährt man denn von
den merkwürdigen Urlauvsplänen des französischen Marschalls ,der sich : m August nach Warschau begibt, begleitet von seinem
Stabschef , General Weygandt. Schon aus dem letzteren Um¬
stande geht deutlich hervor, daß es sich hier nicht um einen
gewöhnlichen Urlaub handelt . Der Marschall organisiert irgendeinen Krieg, der von Polen mit Hilfe Frankreichs geführtwerden soll. Das Pariser Blatt glaubt , daß die französischeWiaffenhi.se für Polen dem neuen Krieg gegen Sowjetrutz -land gelte, wahrscheinlicher ist aber, daß der französische Auf¬marsch cm der Se te Polens die Erfüllung von Verpflichtun¬gen aus dem Geheimvertrage bezweckt. Die „Humanste " ließja selber durchblicken , daß Oberschlesien durch dieses Geheim¬abkommen von Frankreich Polen zum größten Teile „überlas »
sen" wurde . Wenn die Gntentekonferenz anders beschließensollte , wäre für Frankreich die Bündnispslicht gekommen.Daß angesichts dieser offenen französischen Waffenhilfe fürPolen , die das soz alistische Pariser Blatt in alle » >hrer viel¬
seitigen Formen zeigt, Frankreich überhaupt noch beanspruche,in Oberschlesien als ein Mandatar der Großmächte aufzutre¬ten, erscheint der „Humanste " als der Gipfel der politischen
Geschmacklosigkeit . Wenn das Blatt die französischen Proleta¬rier auffordern würde, sich jeder aktiven oder passiven Unter -
stützung der Knebelung deutscher Rechte in Oberschlcsien zuenthalten , wäre zweifellos die Auswirkung dieses Appells we¬
sentlich geringer als sie der Hinweis auf die Bedeutung der
französischen Expedition nach Polen als Bedrohung der russi¬
schen Revolution und gegenrevolutionären Akt erzielt . Im¬merhin besteht ja schon ein Zusammenhang zwischen der Er¬
drückung Deutschlands in Oberschlesien und einer Verrichtungdes roten Rußland . Beide sind ein Schreckensgespenst fürden französisch -polnischen Imperialismus , und die deutsch -
russische Gefahr wird die Ferientage des Herrn Fach in War¬
schau ernstlich beschäftigen .

Freiburg (Br .) . Emil Friedrich Nrodrk.

Mklkkenkundc» Srgesck und
IKccütspüege in Duden.

* In der Landtagssitzung vom 29 . Juli nahmen , wie schonberichtet, Staatspräsident Trunk in seiner Eigenschaft als
Justizminister und Minister Remmele das Wort zur Beant¬
wortung der Interpellationen betr . die Waffenfunde im Bau¬land und die Geheimorganisation Escherich in Baden sowiedie angeblichen Eingriffe des Ministers des Innern in dis
Rechtspflege. Die Reden sind bisher in der Öffentlichkeitnur in gekürztem Auszug bekannt geworden ; angesichts der
politischen Bedeutung der Angelegenheit erscheint es uns
jedoch angebracht, sie in ihrem uns nunmehr vorliegende »
ausführlichen Wortlaut wiederzugeöen.

Justizminister Trunk führte aus :
Ich will zunächst eine Antwort geben zu der Anfrage Nr . 90,der Anfrage der Herren Strobel und Gen . Ich muß mir

bei dieser Beantwortung außerordentliche Beschränkung auf¬
erlegen, denn dem Jnfstzminister find hinsichtlich anhängiger
Verfahren strenge und feste Grenzen gezogen, und ich bin
Willens , diese Grenzen rücksichtslos einzuhalten (Bravo ) , um
meinerseits mir einen Borwurf nicht zuzuziehen und um mei¬
nerseits in die Unabhängigkeit der Gerichte und in ein schwe¬bendes Verfahren unter gar keinen Umständen einzugreifen
(Bravo ) . Ich will demgemäß meinerseits sagen : über die Was .
senfunde bei Bodman bei dem Gut Kargeck am Bodensee , die
Waffenfunde in und bei Osterburken sind Ermittlungsverfahrenim Sinne der 88 158 ff. R .St .PO . durch die zuständigen
Staatsanwaltschaften sofort in Gang gebracht worden und
diese Ermittelungsverfahren sind , wie ich auf Grund schärfster
allgemeiner Dienstauffichisüberwachung, und zwar zusammenmit dem Herrn Generalstaatsanwalt , versichern kann, mit
allem gesetzlich möglichen Nachdruck und mit der größten Be¬
schleunigung geführt worden. Ich muß erklären , es hat nichts
an Energie seitens irgend einer Staatsanwaltschaft geman¬
gelt . es ist nichts schlevvend besorgt worden , und es ist nicht
irgendwie etwas versäumt worden, weder sachlich noch

in der Zeit . Dre Ermittelungsverfahren der Strafverfol -gungsbehorde sind noch nicht abgeschlossen, über die Um.stände, weshalb ein Abschluß der Verfahren noch nicht mög.rchwar . Näheres zu sagen, bin ich zur Zeit außerstande.
Entschließungen der Staatsanwaltschaft in der Richtuu«einer Überleitung in das gerichtlicke Verfahren oder in derRichtung etwaiger Einstellung konnten aus Gründen , welcheaußerhalb der Verantwortung der Staatsaruvaltschaften lie¬gen , bis jetzt noch nicht erfolgen und liegen aus diesem Grundenoch nicht vor .
Über Personen und Organisationen , welche an der Verheim¬lichung von Waffen etwa beteiligt find, etwas zu sagen, ist betdiesem Stande der Strafverfolgung für den Justizministernicht angängig . Ich weiß angesichts des Standes des Versah,rens nicht, wer bei den Waffcnsunden als „beteiligt" im Sin »einer strafgesetzlichen Bestimmung in Betracht kommt ; jetztwären nur in Untersuchung genommene Persönlichkeiten zunennen ; erst der Abschluß des Verfahrens bei der Strastierfo !-gungsbehörde oder etwa erst einer Entscheidung des Gerichte»w,rd festzustellen haben , wer „betciliat", wer etwa im Sinnedes Strafgesetzes und in bezug auf die Tatbestände hinsichtlichder Wafsenfunde bei Gut Kargeck und im Odenwald (d . Lin und bei Osterburken ) „schuldig" ist.Im Zusammenhang mit dem Verfahren wegen der Waffen ,funde waren auch staatsanwaltschastliche Ermittlungen durch,zuführen über das Bestehen gesetzwidriger Organisationenmilitärischer oder sonstiger, insbesondere polizeilicher Art . AuchLrese Verfahren , welche mit allem gesetzlichen Nachdruck undmit aller möglichen Beschleunigung geführt wurde, konntennoch nicht zu einem Abschluß kommen , so daß auch darüberheute noch nicht nähere Auskunft gegeben werden kann. Auchmit Bezug auf diese Angelegenheiten kann ich nur sagen : esgebt nicht an zu behaupten, die Staatsanwaltschaft , irgendeiner der mit den Sachen befaßten Staatsanwälte hätte nichtenergisch genug seine Pflicht getan. Diese Ermittlunasver -fahren sind in der Richtung, ob die Staatsanwälte nach

"
Rechtund Gesetz ihre Pflicht tun , überwacht worden, und es kannifestgestelkt werden : Den Staatsanwälten , welche in den Ver¬fahren tätig gewesen sind , muß ich Lob und Anerkennung aus .sprechen (Rufe bei den Sozialdemokraten : Gut , Bravo ! ) . Ichkann weiter sagen : grundsätzlich und mehrfach ausgesprochenhat meine Anweisung an die Staatsanwälte immer gelautet :

„Meine Herren , in der Rechtspflegeund bei der Strafverfol -
gung ist Politik nicht unsere Sache ; Sie haben zu verfahrennach Recht und Gesetz, Sie haben demgemäß Ihre Pflicht zutun — nicht mehr und nicht weniger ! (Lebhafter Bestall) . Ichbin meinerseits auch der Überzeugung, daß die Staatsanwalt ,schäften auch durchaus in diesem Sinne Verfahren sind .

Zu dem, was von seiten des Herrn Kollegen Strobel inder Begründung der Anfrage gesagt worden ist, will Äh nurkurze Bemerkunaen beifügen.
Eine seiner Äußerungen könnte dahin verstanden werden,daß von Nachbarländern reaktionäre Organisationen oder „re¬aktionäre Waffen " nach Baden „ importiert " worden seien. Soweit die Nachbarländer in diesem Zusammenbang als solche,als Negierung oder als Behörden , in Betracht kommen , glaubeich trotz des vorbin angeführten Standes der Ermittlungsver -fairen meinerseits aussprechen zu können , daß eine derartigeBehauptung nicht zutreffend erscheint : meines Erachten- istderartiges nicht vorgekommen (Hört !) .Mit Bezug auf einen Gemeinderat im Odenwald, welcher indie Waffenfuntgekckickte bei Osterburken verwickelt sein soll ,ist behauptet worden, er habe gesagt, der Staatsanwalt Labeihm den Namen des Anzeigers genannt . Der Gemeinderathabe gesagt, der Staatsanwalt „habe" ihm den Namen des

Anzeigers genannt : im Hinblick auf diese Sachlage siebt für
mich durchaus nicht fest , daß der Oberstaatsanwalt in Mosbachdem erwähnten Gemeinderat etwas gesagt hätte, wozu er nichtberechtigt gewesen wäre . Ich . will hier ieststellen : Gerade denk
Herrn Oberstaatsanwalt in Mosbach , wclcker in der Angele¬genheit der Waffenfunde bei Osterburken die Geschäfte zu füh¬ren batte , ist inzwischen expressis verbiis volle Anerkennungfür sein Vorgehen , für seine durchaus gute und ersprießlicheTätigkeit und dafür ausgesprochen worden, daß er streng nachRockt und Gesetz verfahren ist, dabei aber auch in gleicherWeste und in gleichem Maße energisch und tüchtig die Ge¬
schäfte besorgt bat . Ich würde es daher bedauern , wenn etwa
infolge der vorbin erwähnten Bemerkung irgendwie ungün¬
stig --« Kickt auf ihn fallen sollte .

Damit habe ick» die Antwort zu der in Drucks . Nr . 90 ent¬
haltenen Förmlichen Anfrage gegeben und will nunmehr zur
Beantwortung der in Drucks . Nr . 92 enthaltenen Förmlichen
Anirage des Herrn Kollegen Mayer - Karlsruhe übergeben.

Dem Justizministerium ist von einem Einoriff von seiten
des Ministerums des Innern in die Rechtspflege nichts be¬
kannt (Hört ).

Die Staatsanwälte , welche mit den Ermittlungsverfahren
über die Wafsenfunde in beM . bei Osterburken, sowie über
gesetzwidrige Organisationen befaßt sind — ich unterstelle daß
die Förmliche Anfraae hierauf abhebt — wurden, und zwar
fürsoralich noch in aller Form zu einer Äick-" -" ug von mir
veranlaßt . Sie haben darauf in bestimmtester Weise verneint ,
daß von irgend welcher Seite des Ministeriums des Innern
irgend ein Einoriff in das Verfahren unternommen , insbeson¬
dere , daß das Verlangen auf Verhaltung bestimmter Personen
gestellt worden sei (Hört ! bei den Sozialdemokraten).

Der im Sinne der 88 168 ff. der Strafprozeßordnung mit
dem Ermittlungsverfahren über gesetzwidrige Oracmistiklonen
befaßte Karlsruher Staatsanwalt hatte im Gerichtsstand de»
Zusammenhanges nach 8 19 der StrafProzeßordnung — alsa
nicht etwa gegen die S t ra fp r oze ß ordn u n g,'
sondern in deren Erfüllung ! — staatanwaltschaft»
licke Ermittlungsmaßnahmen auch außerhalb seines Bezirke»,auch in Freiburg , durchzuführen.

Mit einer Beilage : Offizielle Gewinnliste der 10. Bad. Roten-Kreuz-Geld-Lotterie.



Nach den vom Generalstaatsanwalt getroffenen Feststel¬
lungen ist eine Verletzung oder Außerachtlassung gesetzlicher
Borschriften nicht vorgekommmen — ebensowenig in Karls - ,
»uhe und in Heidelberg (Hört , hört ).

Gegen zwei Beschuldigte aus Freiburg war Haftbefehl deS
Amtsgerichts Karlsruhe ergangen , unter anderem unter der
Beschuldigung, daß sie Leiter der Gruppe Baden -Süd einer
Geheimorganisation seien. Es mußte damit gerechnet werden,
daß ihre persönlichen Bankkonten ausschließlich oder nebenbei
als Deckkonten für die Vermögensbestände der Geheimorgani -
sationen selbst dienten : deshalb kamen etwaige Guthaben auf
diese Konten nicht nur als Gegenstände , big „zur Verübung
vorsätzlicher Verbrechen und Vergehen gebraucht und bestimmt¬
waren (8 40 St MB . ) , sondern auch als Beweismittel in dem
weiteren Sinne des 8 94 der St .P .O . in Betracht . Eine Ver¬
mögensbeschlagnahme lag nicht vor, sondern nur eine Beschlag ,
nähme einzelner bestimmt bezeichneter Vermögensgegenstände,
für die im Gesetz die Grundlage gegeben war — und zwar
durch § 98 der Strafprozeßordnung . 8 98 der Strafprozetzord -
Mpng bestimmt:

„Die Anordnung von Beschlagnahmen steht dem Richter,
bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwaltschaft und
denjenigen Polizei - und Sicherheitsbeamten zu, welche als
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft den Anordnungen der.
selben Folge zu leisten haben .

Ist die Beschlagnahme ohne richterliche Unordnung er¬
folgt, so soll der Beamte , welcher die Beschlagnahme ange .
ordnet hat, binnen drei Tagen die richterliche Bestätigung
nachsuchen , wenn bei der Beschlagnahme weder der davon
Betroffene noch ein erwachsener Angehöriger anwesend
war " usw.

Das von der Staatsanwaltschaft in Freiburg eingehaltene
Verfahren war nicht zu beanstanden . Nach 8 98 der Strafpro -
zeßordnung soll der Staatsanwalt , der die Beschlagnahme
angeordnet hat, binnen drei Tagen die richterliche Bestätigung
anchsuchen . Diese Bestimmung enthält eine Anweisung an den
Beamten , deren Nichtbefolgung die Wirksamkeit der Beschlag¬
nahme keineswegs beeinflußt . Die dreitägige Frist beginnt
nicht zu laufen mit der Anordnung der Beschlagnahme, son¬
dern erst mit dem tatsächlichenAkt des Jnbeschlagnehmens . Die
alsbaldige Nachsuchung der richterlichen Bestätigung war schon
deshalb nicht angängig , weil bei der Anordnung noch gar nicht
sicher feststand , ob die Beschuldigten überhaupt Bankkonten hat¬
ten und ob darnach die Beschlagnahme überhaupt in Vollzug
kommen würde . Tatsächlich hatte der eine Beschuldigte kein
Guthaben bei einer Bank, so daß die Beschlagnahme gar nicht
in Wirksamkeit trat und die Notwendigkeit einer rich¬
terlichen Bestätigung sonach entfiel . Die Beschlagnahme des
Kontos des anderen Beschuldigten erfolgte am 25 . Juni . Die
richterliche Bestätigung wäre darnach bis zum 28. Juni nach¬
zusuchen gewesen, sie unterblieb ober mit Recht , weil die
Staatsanwaltschaft die Beschlagnahme schon am 27 . Juni wie¬
der ausgehoben hat . Daraus ergibt sich, daß die Staatsnwalt -
schaft in dieser Sache durchaus ordnungsmäßig verfahren ist.

-Eine Beschwerde gegen die Staatsanwaltschaft bei dem zustän¬
digen Generalstaatsanwalt ist, wie ich eben vorgetragen habe,
verbeschieden worden . Daraus , daß hier am 25 . Juni die Be-
schlagnahme ausgesprochen und am 27 . wieder aufgehoben

^ worden ist , weil bereits die Klärung der Sache wieder einge-
treten war , sehen Sie auch wie wenig schleppend , sondern wie
präzis verfahren worden ist. Was den behaupteten schleppen¬
den Gang des Ermittlungsverfahrens angeht , will ich auf den
Artikel der „Badischen Post" vom 22 . Juni 1921 Hinweisen,
vorin gerade der entgegengesetzte Vorwurf gemacht ist. Es
vird behauptet , daß bei den Ermittlungsverfahren täglich eine
Riesenzahl von Kilometern durch Automobile gefressen werden
»nutzten, daß der Staatspräsident , der Minister des Innern und
"diele Beamte ruhelos den badischen Freistaat durcheilt hätten
und eine gewaltige Summe von Tag - und Reisegeldern aus -
gegeben worden sei. Ich will aber auch dazu sagen : So viele
Worte , so viele Unrichtigkeiten! (Minister Memmele: Un¬
wahrheiten ! ) . Man kann auch sagen „Unwahrheiten " , als Ju -
rist sage ich lieber „Unrichtigkeiten"

(Abg. Stockinger : Das
hört sich besser an ! ) . Ich möchte meinerseits hervorheben, der
Staatspräsident und der Justizminister hat in der ganzen
Sache nicht eine einzige Reise notwendig gehabt . Er war aber
doch Tag für Tag über den Fortgang und den Gang der Ver¬
fahren genau orientiert durch die Berichterstattung der Staats¬
anwaltschaft und die Vorträge des Herrn Generalstaatsanwalts
und durch die fortgesetzte Einsichtnähme in die Akten. Nach den
vorgenommenen Feststellungen ist weiter der Vorwurf , das
brauche ich eigentlich nicht mehr zu sagen, daß nämlich die Be¬
handlung der Sache eine schleppende und die Verhafteten
benachteiligende gewesen sei, durchaus unbegründet . Ich erkläre
auf Grund sorgfältigster Prüfung der Akten, daß, wenn zu .
Irgend einer Zeit Verhaftete sich nicht über verschlepptes Ver¬
fahren beklagen konnten, daß das hier im gegebenen Verfahren
der Fall gewesen ist . Es ist außerordentlich rasch gearbeitet
worden, bei den verschiedenen in Betracht gekommenen Gaft -
beschwerden sind jeweils die Akten den zu der Verbescheidung
der Beschwerden berufenen Gerichten unverzüglich und auf
k "' mestem Wege vorgelegt worden. Ich erkläre für die Staats¬
anwaltschaft und den Generalstaatsanwalt , daß sie nach mensch¬
licher Möglichkeit durchaus ihre Pflicht getan haben.

Mit Bezug auf das Vorgetragene kann ich überhaupt nicht
und insbesondere nicht im Zusammenhang mit den in Bezug
genommenen Verfahren irgend einen begründeten Anlaß
seben , die Bevölkerung etwa darin noch beruhigen zu müssen,
daß bei uns in Baden in keiner Weise und gegen niemanden
in die Rechtspflege aus politischen Beweggründen eingegriffen
werden darf . Ich kann scwen . für den Justizminister , die
Justizverwaltung , für die Rechtspflege gelten lediglich Recht
und Gesetz (Beifall ) .

Nach politischen Gesichtspunkten und nach politischen Beweg¬
gründen und Erwägungen wird nicht verfahren , sondern streng
nach Recht und Gesetz, und ich weiß, daß ich unabhängige Rich¬
ter und Gerichte habe, und ich weiß, daß es schon deshalb nicht
notwendig ist, in der in Bezug genommenen Hinsicht die Be¬
völkerung zu beruhigen . Ich weiß auch durchaus , daß unsere
badischen Richter und Gerichte Manns genug wären , irgend
welche Eingriffsversuche in die Rechtspflege mit Energie zu¬
rückzuweisen (Mehrfache Zurufe : Sehr wahr ! Sehr richtig» .
Ich wäre auch entschlossen , wenn irgend ein Eingriff nur
irgend wie versucht würde , einem solchen Versuch eines Ein -
grifffes mit aller Energie und mit der ganzen Kraft entgegen,
zutretetn . Das Land Baden kann also meines Erachtens be-
rubigt sein, insbesondere aber auch deshalb , weil bisber und
auch bei den erwähnten Verfahren nach gar keiner Richtung
das Geringste von irgend welchem Eingriff oder Eingriffs¬
versuch sich gezeigt hat (Beifall ) .

.(Die Rede des Ministers deS Innern folgt morgen ; RedO

Apolitische Neuigkeiten.
Das Vorspiel des neuen Volenputscbes .

, Vorgestern abend griffen nach einer Meldung aus Kosel 60
bis 70 bewaffnete Insurgenten aus Tavischau die Stadt Ujest
an . Landleute und Polizei vertrieben die Angreifer .

Der polnische OberfehlShaber in Oppeln» Johann Warna »,
hat einen Ausruf an die Insurgenten erlassen, sich für die
nächste Woche bereit zu halte«. Bor Beginn des 4. polnischen
Aufstandes werden in jede Gemeinde Anrirre entsandt , um die
Befehle den in die Liste des - rheimeu JnsurgeutendieusteS
eingetragenen Mitgliedern zu übermitteln .

In Beuthen hat gestern erneut ein starker Zustrom von
Flüchtlingen , besonders a«S den Landgemeinden Friedenshütte ,
Bertholdshütte und Hcchenlinden eingesetzt . Auch von Gleiwitz
wird starkes Anwachsen des KlüchtlingSzustromeS gemeldet.
Aus> dem Kreise Tarnowitz mehren sich die Anklagen der deut¬
schen Bevölkerung über Übergriffe der polnischen Ortswehre «.

»

DaS in Berlin erscheinende polnische Blatt „Dzienniki Ber¬
linski " meldet aus Beuthen : Im Hinblick auf die nahe Sitzung
des Obersten Rates veröffentlicht der Verband ehemaliger pol-
niischer Aufständischer eine Reihe von Forderungen , in denen
es u . a. heißt : Lloyd George hat in Irland wohl noch nicht die
Lehren erhalten , daß nationale und wirtschaftliche Bestrebun -
gen nicht durch Bajonette entschieden werden können. Wir
wollen glauben , daß die Vertreter von Frankreich , Italien
und Amerika den englischen Bajonetten nicht beistimmen wer.
den . Wir erklären , daß wir einer Vergewaltigung unserer
Forderungen durch den Obersten Rat für einen Kampf an -
sehey . Die Gewalt wird gegen eine einheitliche Front stoßen.
Die Bajonette fürchten wir nicht .

»
Wie di« „ Schlesische Volkszeitung"

, die oft gut unterrichtet
ist, zu berichten weiß, soll am 30 . Juli in Sosnowice eine po-
litischeBerfammlung der polnischen Führer der oberschlesischen
Aufftandsbewegung stattgefunden haben. Gegenstand der Ver¬
handlungen war ein vom polnischen Ministerpräsidenten an
die oberschlesische Ar. fsti -ndsbehörde gerichtetes Schreiben, in
welchem erklärt wird, daß die Warschauer Regierung sich mit
einem kleinen Teil Oberschlesiens nicht zufrieden geben werde
und sich gezwungen sehe, selbst über das Urteil des Obersten
Rates hinaus von Oberschlesien Besitz zu ergreifen . Rybnik
und Pleß würden bestimmt zu Polen fallen und sollen schon
jetzt befestigt werden, da sie der Besitzergreifung von ganz
Oberschlesien die Kampfstützpunkte sein sollen . Vor allem sollen
jetzt neue politische und militärische Bezirke im Industriegebiet
eingerichtet werden. Kongretzpolnische Offiziere , Lehrer , Be¬
amte und Geistliche ständen zur Verfügung . Anforderungen
von Geld seien direkt an den polnischen Finanzminister zu
richten.

Line engl . Erklärung zur Uranzlerrede .
* DaS englischje Außemmnt veröffentlicht lt . TU eine Er¬

klärung , die als Erwiderung auf die Bremer Rehe - es Reichs¬
kanzlers aiufgefatzt werden kann . Die Veröffentlichung des
Foreign Office hält einem Satz des Reichskanzlers , in dem
gang Oberschlesien für Deutschland beansprucht wurde , die
Ercklärung entgegen , daß bereits endgültige Verfügungen ge¬
troffen wo öden seien über das Schicksal des größten Teils
von Oberschlesien und dptz nur noch dhe Hm Zentrum liegen¬
den Orte in Frage kommen könnten, in denen das Eügttzbn-H
zur Häffte deutsch uns» zur Hälfte pplnjisch gewrtzou ßei.

Eine WTB -Meldung aus Paris besagt :
Die erstie Sitzung des Obersten Rates wird am Mdntchg

.um 11 Uhr vormittags ftattfinden . Eine Einladung an Bel¬
gien bleibt Vorbehalten für den Fall , daß die Fragen der
Aburteilung der Kriegsbeschuldigten und die Sanktionen vom
Obersten Rat besprochen werden.

Ikeine Teilnahme Belgiens .
Die englische Regierung erklärt in einer offiziellen Not«,

daß die Bestimmungen des Friedensvertrages eine Teilnahme
Be-lgiens an de« Erörterungen des Obersten Rates über Ober,
fchlesien nicht gestatten. Die Frage , ob die belgische Regie,
rung zu den andern Beratungen «ingeladen würde , hinge von
den Gegenständen ab , die auf der Sitzung des Obersten Rates
erörtert würden.

Die Interessen Italiens .
Die Abreise Bonomis und Torrettas nach Boulogne ist, nach

einer Meldung aus Rom, auf Samstag festgesetzt . Der Abge .
ordnete Olivetti , Generalsekretär des italienischen Industrie -
Verbands führt in der „Tribuna " aus , daß die oberschlestsche
Frage in einem Sinne gelöst werden mutz, der die deutschen
Rechte nicht verletze . Auch die Aufhebung der Sanktionen
liege im italienischen Interesse , da sonst das Kabinett Wirth
falle und die Ausführung des Vertrages vom letzten Mai ge¬
fährdet sei . Deshalb sollte Italien in Boulogne nicht feine
unglückliche Vermittlerrolle zwischen Frankreich und England
fortsetzen , sondern selbständig, ohne Rücksicht auf fremde In¬
teressen , eine gerechte Anwendung des Versailler Vertrags
durchsetzen .

Der Mörder des Majors Montslegre ?
Die Interalliierte Kommission in Oppeln hat amtlich be¬

kanntgegeben:
„ Im Laufe des 91. Juli haben di« Interalliierten Behörden

den Bergarbeiter Leo Joschko in Kreuzburg verhaftet . Sr
wurde am 10. April 1901 in Rudau (Oberschlesien) geboren
und ist Mitglied einer Gehrimorganisatton in Beuthen . Leo
Joschko gibt ausdrücklich zu, am 4 . Juli 1921 den Major Mon-
talegre in Beuthen ermordet zu haben . Aus seinem Geständ¬
nis geht auch hervor, daß er nach Verübung des Mordes nach
Breslau geflüchtet War."

Ob es sich bei dem Verhafteten tatsächlich um einen deut¬
schen Staatsangehörigen handelt , muß das Gerichtverfahren
ergeben, das jedenfalls vor dem besonderen Gericht der Inter ,
alliierten Kommission in allernächster Zeit gegen Joschko
eröffnet werden und hoffentlich Licht in diese sehr schleierhafte
Affäre bringen wird.

Hrriegsgekangene Deutsche in Frankreich
Die oft ausgesprochene aber offiziell immer wieder bestrit¬

tene Vermutung , daß Frankreich noch andere kriegsgefangene
Deutsche als die im Lager von Avignon zurückhalte, scheint
sich nun zu bestätigen. Zuverlässig unterrichtet ist man frei¬
lich an den deutschen zuständigen Stellen nur über Schicksal
und Aufenthalt von zwei Leuten, die in Caen sich befinden.
Wo die anderen sind — es handelt sich um einige hundert na¬
mentlich bekannte Unglückliche, von denen man bestimmt weiß,
daß sie sich noch in Frankreich aufhalten — darüber verwei«

»ert die französisch « Regler ««» bisher jede Auskunft ; d HI
sie beantwortet die Anfragen der deutschen Regierung einfach
nicht.

„Daß dieses Schweigen", so schreibt die „Franks . Ztg .",tiefstes Mißtraue « wecken mutz , darüber sollte sich die franzö¬
sische Regierung aber doch klar sein . Unser« Heimkehrer haöen
manches erzählt , was die gallische „Cültür " und „Uemanitä "
in nicht sehr gutem L chte erscheinen läßt und die Vermutung
nahelegt, daß die Gründe für die Zurückhaltung dieser Un¬
glücklichen nicht nur in deren Berba ' ten während oder nach ver
Gefangennahme zu suchen sein könnten. Was ist also mit
ihnen geschehen ? Warum verheimlicht man sie ? Hat man
sie in die Fremdenlegion gelockt? Vegetieren sie in Kranken,
und Irrenhäusern , weil sie in einem Zustande sind, daß man
sie ihrer Heimat nicht znrückzugeben wagt ? Wären sie frei-
willig in Frankreich geblieben — einige hundert Boches , die
sich weigern in ihr mißhandeltes Vaterland zurückzukehrenl —
Monsieur Chauvin hätte diese moralische Eroberung der Welt
Wohl längst verkündet."

Spielbankknltur im MemeUand .
Bekanntlich wurde Deutschland durch den Friedensvertrag

gezwungen, aus das Memelgebiet zu verzichten. Es steht bi»
zur endgültigen Entscheidung unter der Oberhoheit der Alliier¬
ten , die sich einen Entscheid über dieses Gebiet Vorbehalten
haben.

In dein Memeler sozialdemokratischenParteiblatt steht nun
eine Anzeige, welche zeigt, welche Kukturblüte dieser Oberhoheit
der Entente schon gezeitigt hat . Sie lautet : >

„Kurhaus -Kasino Memel-Sandkrug . Erste staatlich konzessiv-
nnierte Spielbank in Ostpreußen . Eröffnung am 1. Augufk
1921 . Cercle prive — Baccarat — Poule royale — Roulette
— ä ls Monte Carlo .

Freiflug in Flugzeugen mit eleg. Limousinen von Riga,'
Kvwno und Königsberg nach Memel für neue Mitglieder ge¬
gen vorherige Anmeldung.

Dampferfahrt von Königsberg, Cranz . Libau , Riga und deni
Badeorten des Memellandes wird neuen Mitgliedern gegen
Vorlgung der Schiffskarte im Kasinobüro vergütet .

Anmeldungen zur Mitgliedschaft werden schon jetzt ange¬
nommen . Angehörige des Memellandes können Mitglieder
werden, wenn dieselben ein Jahreseinkommen von 40VV9 M.
haben. Mitgliedsbeitrag 50 Mark.

Auskunft über Svielarten und Spielregeln usw . durch die
Direktion des Kurhaus -Kasino, Memel -Sandkrug ."

Also Spiel und Weiberbetrieb L la Monte Carlo , so bemerkt
dazu der „Volksfreund"

, ist die Kultur , welche die Entente in
den geraubten deutschen Gebieten etabliert . Armes Deutsch¬
land !

Deutsche Dilke kür Nuhland .
Bei den Berliner Besprechungen der Vertreter der Behör¬

den, der medizinischen Wissenschaften , der politischen Parteien ,
deS Großhandels und der Großindustrie mit dem Zentral¬
komitee des Roten Kreuzes über die Hilfsaktion für das durch
Hunger und Seuchen schwer bedrohte Rußlanv wurde bcschlos.
sen, vorläufig nur ein Sanitätsschiff mit 6 Ärzten und 20
Hilfspersonen nach Rußland zu senden und erst zu prüfen ,
ob die russischen Verhältnisse und die Haltung der -russischen
Regierung eine ungestörte nützliche Tätigkeit entfalten lassen .
Da die Cholera bereits bis nach Warschau vorgedrungen ist
und sogar Danzig als seuchenverdächtig angesehen wird. Unr¬
eine Aktion größten Stiles als notwendig angesehen werden ,

Kurze polit. Nachrichten.
* Entlassung von 199 Offizieren aus der Reichswehr. IN

Erfüllung der Londoner Enlwasjnungsnote der Ententemächte
sind wieder 190 Offiziere aus der Reichswehr entlassen wor¬
den. Das Reichswehrministe.rium hat bestimmt, daß den auf
Grund des Ultimatums Entlassenen im allgemeinen noch auf'onate die Gebührnisse weiterbezahlt werden sollen.

* Gegen die Verkürzung der dringenden Preffegespräche.
Die in Bielefeld versammelten Redakteure unv Geschäftsfüh¬
rer der sozialdemokratischen Parteipreffe haben sich in einem
Telegramm an den Reichspostminister und an die sozialdemo¬
kratischen Mitglieder des Reichskabinetts gegen die Ausfüh¬
rungsbestimmungen zum Fernfprechgesetz gewandt, die sie als
die schwerste Gefährdung der Presse bezeichnen Die sieben -
ständige Sperre dringender Pressegespräche während der
Hauptzeit mache einen normalen Tagesdienst unmöglich, die
Verkürzung der Anfangs - und Endsprechzeit der Abonnement »
Vermehre die gesundheitsschädliche Nachtarbeit. Die Neue¬
rung bringe eine weitere Verteuerung der bisher schon unge¬
heuer hohen Herstellungskosten. Deshalb wird dringend er¬
sucht, in den Ausführungsbestimmungen mindestens den bis¬
herigen Zustand aufrechtzuerhalten.

* Deutsch -französische Zusammenarbeit bet der Hilfsaktion
für Rußland . „L 'Oeuvre " , das den Gedanken einer Zusam¬
menarbeit Frankreichs und Deutschlands zur Rettung Ruß¬
lands propagiert , glaubt zu wissen , daß dieses Projekt bereits
auf dem Weg der Verwirklichung sei . Die erste Anregung
sei von Amerika ausgegangen . Ein Vertreter ver Dresdner
Bank habe bereits im Namen der vier großen deutschen D .-
Banken sehr weitgehende finanzielle Garantien zur Verfügung
gestellt . Mit der Wahrung der französischen Interessen sei
Herr NoulenS betraut . Endlich habe ein Vertreter Kcassin»
Rußlands Bereitschaft erklärt , diejenigen Verpflichtungen zu
übernehmen , die für Frankreich die Vorbedingung einer In¬
tervention seien , nämlich di« Anerkennung aller rufstscheu
Bor - und Nachkriegsschulden , sowie der Konzessionen, dig
Frankreich in Rußland besitzt.

* Eine französische Falschmeldung. Nach einer Darstellung
des „Petit Parifien " soll der deutsche Wiederaufbauministrr
Dr . Rathenau den Wunsch geäußert haben, noch vor Zusam¬
mentritt des Obersten Rates und vor allem vor der Entschei¬
dung über Oberschlesien eine nochmalige Konferenz mit deml
französischen Minister Loucheur abzuhalten . Wie von amt¬
licher Stelle mitgeteilt wird» hat Minister Rathenau einen
derartigen Wunsch niemals ausgesprochen.

* DaS deutsche Eigentum in Amerika. Halbamtlich wird
seitens Amerikas erklärt, nur der Friedensvertrag werde fü?
die Behandlung des deutschen Eigentums in der Union maß¬
gebend sein . Indessen ist ein Umschwung unvereknnbar ; bei¬
spielsweise tritt Senator Calder für Rückgabe ein.

* Hochverräterische Propaganda . Die bayrische Königspartet
versendet zur Agitation Richtliuieu, die u. a . diese Stellen
enthalten : ^ ^

„Unsere einzige Rettung ist : Los von Preußen und An¬
schluß au Frankreich ! Wir können von Frankreich alles ver¬
langen , Kohle und Geld, wen« wir eS fertig bringen, mit un¬
serem neue« Königreich einen Keil i« die preußische Polit »»
zu treibe«. Der zukünftige König, Prinz Rupprecht von
Bayern , steht mit seiner Person für alles ein. Kahr , Escherich
und Roth haben uni an die Preußen verraten . Unser zu-



.. . « gniareich wird lein Sklave des KspiWÄ sein, son-
L rm « ° lksr ° nZr - ich . Unser Prinz Rupprecht macht sich

E "
^ Lande populär , indem er jedem Holzknecht die

^ drückt
"

rw sich mit ihm unterhält . Sobakd wir einen
L^ Äben » erden die Lebensmittel um 5 Prozent , die

um 30 Prozent billiger werden."

» Eine Forderung des Eisenbahnerverbandes . Aus Anlatz
wirtschaftlichen Entwicklung hat lt. T . -U . der Allgemenre

« ke^bahnerverband dieser Tage einen erweiterten Ausschutz
Äammentreten lassen . Der Verbandsausschutz hat emstim.
Na einen Antrag auf Erhöhung der Gehälter angenommen .
Ar Verband hat ferner beschlossen, sich m,t anderen Eisen,

hohnerorganisationen zwecks gemeinsamen Vorgehens ,n Ver-

»indung zu setzen.
. Der LandarbeAerftreik in Mecklenburg. Wie das «Berk,

« ogeblatt" aus Rostock meldet, breitet sich der Landarbeiter -
«reik im westlichen Mecklenburg immer weiter aus . Auf dem
Gute Dansin bei Nagenow wurde das Gutsgebäude von Len
Streikenden gestürmt. Der Sohn des Besitzers und der Guts -
Inspektor wurden schwer verletzt.

» Der BrotpreiS in Berlin . Vom 16. August stellt sich in
« erlin der Preis für ein 1900 Gramm -Brot gegen Marken
auf 6.95 Mark ; der Preis für zwei Schrippen auf 45 Pf .

» Ein Deutschenprogrom in Tschechen. In Aussig kam eS
H«i einer deutschen Protestversammlung gegen die Übergriffe
tschechischer Legionäre zu einem tschechischen ÜberMl , bei dem
tschechische Legionäre blindlings in die Deutschen schossen,
10 verwundeten und einen töteten und dann mit Schlag¬
ringen , Gummiknüppeln und Revolvern eine förmlich Treib¬
jagd auf die Deutschen veranstalteten . Im Senat mutzte
der Ministerpräsident Czerny die Greuel zugckben.

* Die Ereignisse in der Kolabucht. Die „Tromsoe
Stifttidende " veröffentlicht eine Mitte lung des Chefs der
Heutschen Minensuchflottille als Antwort auf die Anfrage , wie
Weit die von russischer Seite aufgestellten Behauptungen über
den Zwischenfall in der Kolabucht den Tatsachen entsprechen.
In der Erklärung heitzt es : „Sämtliche Behauptungen sind
unwahr . Die Flottille lief in die Kolabucht ein, um in Über¬
einstimmung mit dem Friedensvertrag die Minen aufzusuchen.
Trotzdem wir einem russischen Wachticknff über unsere fried¬
lichen Absichten Mitteilung gemacht hatten , wurden wir von
Mem russischen Fort beschossen. Das Feuer wurde erwidert
und das Fort zu Schweigen gebracht. Darauf wurde das
Minensucher unterbrochen Die Flottille kehrte befehlsge¬
mäß nach Vardü zurück .

"

Caruso f . -Enrico Caruso , der berühmte Tenor , ist
gestern in Neapel gestorben .

RadLscke Älbersicbt.
Wadiscker Landtag .

Landtagsschluß.
,(Von unserem parlamentarischen Mitarbeiter .) ,

Es ist eine salte «Erfahrung , dass sich zum «Schluss der Th .
Lungen aller Parlamente,d «ie,Arbeiten anhäufen und Hann
tzas grosse „Reinemachen " beginnt . Schon seit Montag » «ch-

BetricihSfonds, 84,7 Millionen hofft man aus Einnahme -
Überschüssen decken zu Wrkuen .

An GesamtcnSgaben des badischen Staates für beide Jahre
rechnete der Berichlevssatter die ausserordentliche Summe von
22M6S8 6W M . heraus . Er betonte, dass unsere bisherige
Fjuänzgebaruu » eine durchaus solide sei.

Das Finanzgesetz wurde hierauf in erster und zweiter Le¬
sung einstimmig «amgenquymvn , ebenso eine Vorlage betr .
Änderung deS DiätengpsetzeS, die in Form eines Jnitiativ -

- antrayes eingebracht worden war und Rücksicht auf die Teue¬
rungsverhältnisse nimmt .

Das Haus erledigt dann eine Reihe von Gesuchen. Die
Eingabe des Bckdischen Beamtenhundes wegen Regelung der
Arbeitszeit wurte der Regierung als Material überwiesen .

Auf Anfrage deS Abg . Grübelt (Ztr .) erklärt ein Regie¬
rungsvertreter , man werde darauf sehen, datz die ehemals
hadischen Eisenbahner nicht schlechter eingestuft werden , als
die der anderen Länder .

«Es folgt die Wahl des Staatspräsidenten , dessen einjährige
Amtsdauer mit dem heutigen Tage abgelaufen war . Auf
Antrag Marum (Soz .) wurde Justizminister Trunk durch Zu¬
ruf als Staatspräsident einstimyng wiedergewährt, desgleichen
sein Stellvertreter Minister Remmele. Beide nahmen die
Wahl an . (Beifall .)

Gleichfalls wirdergewählt wurden die seitherigen Mitglie¬
der des landständische » Ausschusses . Derselbe besteht aus den
Abgg . Dr . Zehnter , Dr . Schäfer und Wittemann vom Zen¬
trum (Stellvertreter find die Abgg . Seubcrt , Straub und
Roeckel) , Maier -Heidelberg, Marum und Strobel von der sozd.
Fraktion (Stellvertreter : Müller -Baden, Dr . Kraus u . Martz-
lass ) , Dr . Dietrich und Dr . Glöckner von den Demokraten
(Stellvertreter Ihrig und Odenwald) , Mayer -Karlsruhe von
den Drutschnatisnalen (Stellvertreter Habermehl ) .

Abg . Dr . Kopf erstattete dann den üblichen Geschäftsbericht
über die 9ZLmonatige Tagung .

Abg. Marum (Soz .) dankt dem Präsidenten für seine un¬
parteiische Geschäftsführung.

Präsident Dr . Kopf übertrug den Dank auf das gesamte
Nräsidium und stellte unter Hinweis auf die geleistete unge¬
heure und tüchtige Arbeit fest, datz die Verhandlungen , ob¬
wohl es auch erregte Debatten gab , im ganzen vom Geiste der
Sachlichkeit und der Kollegialität getragen waren . Mögen
unsere Beschlüsse zum Woh '

e des Landes und zum Wiederauf¬
bau beitragen . (Lebhafter Beifall .)

Der Präsident wünscht dem Hause gute Erholung und er¬
klärt darauf die ordentliche Tagung für geschlossen.

V2 . Das Unglück auf dem Gnadensee vor dem Landtag .
Zu dem Unglück auf dem Gnadensee haben die Abgeordne¬

ten Amann , D«. Schäfer und Wittemann (Zentr .) folgende
Kurze Anfrage im Landtag eingebracht: „Seit Jahren kehren
auf dem Untersee (sogenannten Gnadensee) zwischen der Insel
Reichenau und Allensbach die Unglücksfälle immer wieder. Der
Fährverkehr , sowie er jetzt organisiert ist, entspricht nicht mehr
dem grossen modernen Verkehr , der sich zwischen der Insel
Reichenau und Allensbach abwickelt . Es hat am letzten Freitag
aufs neue Meeschenleben gekostet. Die Bevölkerung erwartet
schon lange, dass die Regierung im Benehmen mit dem Kreis
und den Gemeinen dafür sorgt, datz eine sichere regelmässige
Verbindung hergestellt wird . ( Grosses seetüchtiges Motorboot .)
Wo« gedenkt im H „ blick auf den neuerlichen Unglücksfall und
die längst bestehenden Wünsche der Bevölkerung die Regierung
zu tun ? "

mittag oblag der Arabische Landtag dieser notlweiMgen Ar-
Leit. Gleichwohl war am gestrigen Tage , in den Stunden von
)49 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags , noch eine ziemliche
Anzahl von grossen und Meinen Gesetzentwürfen , von zu
verabschiedenden Gesuchen und Beschwerden zu erlodigen .
Deshalb häuften «sich Uie Berichte und es Ham zu eigentlichen
Debatten und «Auseinandersetzungen nicht mehr . Man war
tatsächlich auch des Redens müde ; man wollte albstimimen
!»nd fertig machen . Uüd so geschah es.

Zum Schluss war noch die Wahl des Staatspräsiden¬
ten und seines Stellvertreters vorzunehmen . Der
Zeitersparnis halber sah man von her Mbstinvmung per
Stimmzettel ab und wählte durch lAMamation den Justiz -
minister Trunk zum Staatspräsidenten , den Jnnenmiini -
per Remmele zu seinem Stellvertreter . Ebenso verfuhr
man mit dem Landständischen Ausschuss .

Beachtenswert für die Umformung des parlamentarischen
Lebens ist die vom Landtagspräsidenten Kopf bekannt ge¬
gebene Übersicht , dass in der abgelaufenen LandtagsseMon
240 Sitzungen der Ausschüsse stattgefunden haben , aber nur
L8 öffentliche Sitzungen des Plenums . Die Hauptarbeit
muh also in den Kommissionen geleistet werden .

Nun geht der Landtag in die Ferien , aber nur auf 40
Tage . Am 15 . September nimmt er seine Tätigkeit mit
der Beratung des in der Kommission .für Rechtspflege und
Verwaltung fertiggestellten Gemeindeordnung wieder
auf . Dieser Gesetzentwurf ist sehr umfangreich Auch noch
andere Angelegenheiten , wie der Gesetzentwurf über die
Wohr-abgabe , der Etammgüter usw -, werden den Landtag
in seiner Septembertagung beschäftigen . Und dann folgen —
die Landtagswahlen .

»
V2 . Karlsruhe , 4 . AuguDk.

In der Nachmittagslsitzung wurde zunächst das UrMnzgesetz
Verabschiedet .

Der Berichterstatter Abg. Warum (Soz .) führte aus : Wir
Müssen mit einer weiteren Senkung des Geldwertes und einer
ausserordentlichen Teuerung rechnen. Es ist zu erwarten ,
dass von seiten des Staatsminisieriums rechtzeitig die Kon¬
sequenzen daraus hinsichtlich der Besoldung der Beamten ge¬
logen werden . Mer Voraussicht nach wird schon beim nächsten
Zusammentritt des Landtages im September eine Neurege¬
lung der Teuerungszuschläge im Sinne der Erhöhung erfol¬
gen müssen . Dabei ist zu hoffen, dass Baden durch daS
Reichssperrgesetzan einer sozialeren Ausgestaltung der Teue -
rungsxuschÜige nicht behindert wird . Zum Finanzgesetz selbst
bemerkte Redner , datz her Ausschuss den Steuerfuss »m 10
Prozent ermätzigt habe . Woi der Grund - und Gewerbesteuer
werden somit 90 Pf ^ statt 1 M . erhoben , was mit einer Ein¬
nahmeminderung von rund 15 Millionen verbunden ist. Unter
Berücksichtigung aller Beschlüsse des Ausschusses ergibt sich
folgendes Wild des StaMSHaushalts : Die ordentlichen Aus -
Laden betragen jährlich 778L Millionen , die ordentlichen -Ein¬
nahmen 776,6 Millionen , so dass ein Ausgabeübers .huss von
1 .6 Millionen verbleibt , für beide Jahre zusammen 3I Mil¬
lionen . Die ausserordentlichen Ausgaben beziffern sich auft"2L Millionen . Das Defizit stellt sich somit auf rund
155.6 Millionen . Dazu kommen LS Millionen Res-kredite
nnd 6,8 Millionen Administrativkreoite , so Hotz sich der Go-
famtfehlbetrag a-uf 187 .3 Millionen erhöht - An Deckungs-
nrittel sind vorhanden 102,7 Millionen aus de» » mlaufendeü

Kurze R)ackricbten aus Waden .
Berkehrssperre.

Nach Fürth (Bayern ) und nach sämtlichen Nürnberger
Wahnhöfen ist bis auf weiteres gesperrt :

1. die Annahme von Frachtgutstück , gewöhnlichem und be¬
schleunigtem Eilstückgut ,

2. die Annahme von Eil- und Frachtgutwagenladungen , aus .
genommen Lebensmittel, Futtermittel , Brennstoffe .

Die Haftung der Post.
V2 . Eine die Öffentlichkeit interessierende Entscheidung

über die Haftung der Post bei postordnungswidriger Ein¬
ziehung von Nachnahmebeträgen ist neuerdings vom Kammer ,
gericht in Berlin ergangen . Ein praktischer Arzt lieferte vor
einiger Zeit zwei gewöhnliche Nachnahmebriefe über 300 und
400 M . an einen seiner Patienten auf . An zwei verschiedenen
kurz hintereinander folgenden Tagen wurden die Briefe von
einem Betrüger , der mit einer Postdienstmütze, Posthelfer¬
armbinde und einer Bestelltasche versehen war , dem Patien¬
ten zur Zahlung vorgelegt und das letzte Mal von diesem«
eingelöst. Die Beträge wurden dem Absender nicht ausbezahlt ,und dieser erhob daher gegen die Oberpostdirektion Klage mit
dem Antrag auf Verurteilung des Reichsfiskus zur Zahlung
von 1200 M . nebst Zinsen . Das Landgericht München I Ber¬
lin entsprach dem Klageantrag mit der Begründung , dass die
Post aus den HZ 331, 839 ff. des B.G .B. hafte. Auf die gegen
dieses Urteil eingelegte Berufung hob jedoch das Kammerge¬
richt das Urteil auf und wies den Arzt kostenpflichtig ab . In
den Entscheid -u-n- sgründen wird nach dem vom Reichspost¬
ministerium herausgegebenen Archiv für Post und Telegra -
phie u . a . folgendes ausgeführt : Aus H 19 der Postordnung
ergibt sich, dass die Pvstverwaltung für einfache Nachnahme¬
sendungen allein haftet , wenn die Beträge postordnungsmähig

- eingezogen worden' sind . Aus der Beweisaufnahme in der
Vorinstanz geht hervor, dass der ordnungSniüssige Geldbrief¬
träger des Bestellamts die in Frage stehenden Beträge nicht

. eingezogen hat , «nd dass sie nicht zur Postkassc gelangt sind.
Es ist sogar in hohem Maße wahrscheinlich , daß ein Unbefug¬
ter die Nachnahmesendungen bereits bei dem Aufnahmepojt -

- amt entwendet Hat, da derartige , nicht eingeschriebene Nach ,
nahmesendungen wie gewöhnliche Briefe beim Aufgabepostamt
behandelt werde« . Zu Unrecht wird voin Klüger .behauptet ,
dass schon ein gewöhnlicher Postnachnahmcbricf den Charakter
eines eingeschriebenen Brieses trage und ebenso zu behandeln
sei, wie ein Postauftrag oder eine Postanweisung . Wäre dies
der Fall , so würde das Einschreiben eines Nachnahmebriefes
überhaupt keine« Sinn haben.

M . Viehbestand und Futtermittel . Infolge der sehr teuren
Futti cmittel sind die Viehpreise in letzter Zeit erheblich gesun¬
ken. Auf dem letzten Schweine- und Viehmarkt in Haslach
(Kinzigtal ) machte sich ein grosser Preissturz bemerkbar . Fünf
Ferkel wurden « . a . für 100 M . und sieben Stück zu 200 M .
losgeschlagen. Auch beim Großvieh gingen die Preise stark
herab . Für ein Paar Ochsen ( noch vor kurzem 18 000 M .)
wurden nur noch 13 000 M . geboten .

l) 2 . Bon den Reben . Wie die „ Markgr . Nachr.
" zu berich -

ten wissen , gibt es jetzt schon, also zu einem ausserordentlich
frühen Dermin , die ersten reifen Trauben in Baden . Die
Hitze der letzten Worben bat die ' zur Entwicklung der Trauben
beigetragen , die Spätblüher aber sind noch verhältnismässig
zurück. Ein d» rckdrin -zender Regen würde ihnen sehr zu
statten kommen , über Menge und Güte lässt sich bis jetzt

: köchfftens so viS mssagen , dass der diesjährige Herbst wohl
sehr verschiedenartig ausfallen wird.

ck>L Bühl , 4. Aug. Bon den «nrtorMerten Kreise« deS Obst
Handels wurde der Erzeugerpreis für Bühler Frühzwetschge«
auf 2 M . festgesetzt .

kl>rl . Freiburg , 4. Aug. Am Dienstag abend entstand itt .einem neben der Fabrik Kuenzer in Herbolzheim gelegenen
Gebäude ein Brand , der so rasch um sich griff, datz der ganze
grosse Komplex eingeäschert wurde. An den Löscharbeiten
beteiligte sich auch die Freiburger Feuerwehr .

l >2 . Waldshut , 1 . Aug. Der Männergesangverein Lieder¬
kranz feierte gestern unter grösster "Anteilnahme von nah un¬
fern sein 76. Stiftungsfest . Im Jahre 1846 wurde der Ver¬
ein im alten „Rheinischen Hof" gegründet. Zur Feier deS
Stiftungsfestes waren etwa 40 Vereine anwesend, darunter
14 Vereine aus der Schweiz. Bei herrlichstem Wetter nahm
baS Fest in der sehr schön geschmückten Stadt einen überaus
harmonischen Verlauf . Das Preisrichterkollegium, bestehend
aus den Herren Prof . Zöllner -Freiburg , Musikdirektor Berner -
KarlSruhe und Obermusiklehrer Haupt -Konstanz beurteilten
die Leistungen der Gesangvereine als im allgemeinen gut.
Vertreter der Stadtverwaltung waren bei dem Feste anwe¬
send, soweit sie nicht schon dem Festausschuss angehörten . Um«
7 Uhr verließen die Vereine wieder unsere Stadt . Zu seinem
75. Jubiläum hatte der Liederkranz verschiedene Ehrenpreis ««
einiger Firmen gestiftet bekommen .

Slaatsanzeiger.
Das österreichische Konsulat in Karlsruhe betr

Die österreichische Regierung hat den Herrn Direktor Willy'
Menzinger in Karlsruhe zum Honorarkonsul für das Land
Baden mit Ausnahme des Kreises Mannheim ernannt , Nach¬
dem ihm das Reich das Exequatur erteilt hat, wird er hiermit
zur Ausübung konsularischer Funktionen für das bezeichnet ?
Staatsgebiet zugelassen.

Karlsruhe , den 1 . August 1921.
Badisches Staatsministcrrum .

Ministerialabteilung für Präsidialsacke-' Reichs- und aus¬
wärtige Angelegen

Trunk . Schreiber-

Auf Grund der in der Zeit vom 15. bis 23. Juli 1921 ab¬
gehaltenen Gewerbeiehrerhauptprüfung sind die nachgenannten
Kandidaten für bestanden erklärt worden:

Mutz, Theodor , von Siockach, Brock , Joseph, von Karlsruhe »
Dengel » Joseph von Bruchsal, ElsenhanS, Albert, von Karls¬
ruhe , Münz , Karl , von Konstanz, Groß, Wilhelm, von Karls¬
ruhe . Häfner , Wilhelm , von Lauda, Hay, Wilhelm, von Mann¬
heim . Heinzmann , Grttlieb , von St . Georgen, Jung » Karl ,
van Heilbronn a . N . , Kiihnel, Emil, von Neu-Ulm ä . D^
Sanier , Karl , von Heidelberg, Schilli , Hermann , von Offen -
bnrg . Seilnacht , Willy, von Bonndorf , Schmidt, Erwin , von
Pforzheim , Schmitt , Friedrich, von Karlsruhe , Stichling. Karst
Von Karlsruhe , Wurz , Karl , von Karlsruhe .

Karlsruhe , Len 26 . Juli 1921.
Ministerin, « des Kultus «nd Unterricht».

Der Ministerialdirektor :
Schmidt . Probst «

Sonderzüge znm Iffezheim « Rennen.
Anlässlich der Jffezheimer Rennen Verkehren am 26-, 28. und

30. August sowie am 1 . September 1921 folgende SonderzLge
mit 1 -, 2. und 3- Klasse :

I . Strecke Baden-Baden—Iffezheim :
Baden-Baden ab 12ss IN Rennpl . Iffezheim ab 6« V»
Baden-Oos . . an Ivo 142 Rastatt . . . an 5b8 6m
Baden-Oos . . ad j44 Rastatt . . . ab 6°b 6^»
Rastatt . . . an Iw M Baden -Oos . . an 6>7 6U
Rastatt . . . ab iss Zw Baden -Oos . . ab 6'N 6 *r
Rennpl. Iffezheim an ' ' 137 Z22 Baden -Baden . an ' > 6^ 6^i

n . Strecke Karlsruhe—Iss , zheim :
Karlsruhe . . ab Ivo Rennpl . Iffezheim ab VN
Ettlingen . . . an 109 Rastatt . . . an
Ettlingen . . . ab 110 Rastatt . . . ab
Rastatt . . . an IN Ettlingen . . . an 7>»>
Rastatt . . . ab IN Ettlingen . . . ab 7 «4
Rennpl. Iffezheim an ' > 147 Karlsruhe . an ' 712

Ausserdem verkehrt an den Renntagen ein Spätpersonenzug
mit 1 . bis 4. Klaffe von Baden -Baven nach Karlsruhe in folgen¬
dem Fahrplan :
Baden -Baden . ab 1112 , Rastatt . . ab 1132
Baden -Oos . . an 11W Ettlingm . . . an , 1° ,
Baden-Oos . - ad 112U Eulingen . . . ab IsL2
Rastatt . . . an ^' I1» > > Karlsruhe . . an -1200

Zu den Sondeczügen werden Fahrkarten für einfach ?
Fahrt und für Hn >- und Rückfahrt zu den Preisen des" ge¬
wöhnlichen Verkehrs ausgcgeben. In den Sonderzügen haben
auch sonstige Fahrausweise des gewöhnlichen Verkehrs der be¬
treffenden Klaffe Gült gleit. Ausser den Fahrkarten 1. bi »
3. Klasse für einfache Fahrt und für Hin- und Rückfahrt nach
Iffezheim kommen ah len Stationen Karlsruhe und Rastatt
nock folgende Fahrkarrensmlen zur Ausgabe:
Karlsruhe —Iffezheim —Badn .-Baden zum Preise von 30 M,

1. Kl^ 17 M . 2. Kl.. 10 M . 3. K.
Karlsruhe —Jsfezheiin—Baden-Baden—Karlsruhe zum Preis ?

von 52 M . 1 Kl .. 29 M . 2 . Kl ., 18 M. 3. Kl .
Rastatt —Iffezheim —Baden-Baden—Rastatt zum Preise von

24 M . 1 Kl.. 14 M 2. Kl .. 8 M. 3. Kl.
Die Rückfahrkarten gelten auch in den Zügen des gewöhn-'

lichen Vcriehrs , jedcch ist bei Benutzung von Schnellzügen der
tor ' lmätz ge Schnellzugzuslblag zu zahlen.

Um Störungen durch Scholierändrang aus den Stationen
Rastatt , Baden -Oos , B>drn-Baden und Rennplatz Jsfezheiin
,n den Abendstunden bei de -. Rückkehr der Sonderzügx tun¬
lichst zu vermeide' , , wird den Reisenden dringend empfoh¬
len , soweit nicht Fahrkarten für Hin - und Rückfahrt zur Aus -
gäbe gelangen , sich schon beim Antritt der Hinfahrt gleichzeitig
eine zweite Karte für die Rückfahrt ab Karlsruhe , Rastatt ,
Laden -Oos , Bade, --Boden oder Iffezheim zu lösen .

Aus Anlass des am 6. bis 8 . August in Lahr (Baden ) statt¬
findenden Turnfestes und mit Rücksicht auf den starken A» S-
slugverkehr wird am Samstag , den 6 . August , zum Personen »
zug Nr . 912 von Karlsruhe bis Lahr Stadt ein Vorzug Karls¬
ruhe ab 12.12 nachm ., Os-fenburg an 2.16 ab 2.23 , Lahr Stadt
an 2L2 mit Halt an allen Unterwegsstationen zwischen Karls¬
ruhe und Offenburg gejahren. Ferner verkehrt am Sonnlag ,
den 7. August, ein Ergänzungszug zu Personenzug Nr . 1423
Lahr Stadt ab 6 .20 nachm ., Lahr-Dinglingen ab 6L0, Offen¬
burg ab 7.10, Karlsruhe an SL6 nachm , mit Halt aus all« »
Unterwegsstationen . Nähere» am Schalter.



LmUkde ^oenanntmaLungen .
Gesetz

O»«r Unmeldang dcö zur Durchführung de»
Artikels LOL de» KriedeuSvertragS beschlag .

«ahmte« LuftfahrzeuggerütS.
Vom 9. Juli 1921 .

Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen,
dos mit Zustimmung deS Reichsrats hiermit verkündet
wird :

§ 1 . Wer Luftfahrzeuggerät das nach Artitel 202
des Fricdensvertrags der Auslieferungspflicht unterliegt ,
»och im Besitz oder Gewahrsam hat. ist verpflichtet . eS
dis zum IS. August 1921 bei den von dem Reichsschatz»
» iucster zu bestimmenden Stellen anzumelden .

8 2 . Für Zuwiderhandlungen gegen die in den Be¬
kanntmachungen deS Reichsschatzministersvom24. Juni
1920 (Deutscher Reichsanzeiger Nr . 137) und vom
SO. Dezember 1920 (Reichs- Gesbl. 1921 S . 44) sowie
im Ge>etze, betreffend Anmeldepflicht des zur Durch»
föhrung de« Artikels 202 des FriedcnsvertragS beschlag»
«ahmten Luftfahrzeuggeräts vom 30. Dezember 1920
tSicichs -Gesetzbi. 1921 S . 43) festgesetzte Anmeldepflicht
wird Straffreiheit gewährt , wenn die der Anmeldepflicht
unterliegenden Gegenstand bis zum IS. August 1921
nachträglich angemetdet werden.

Für Zuwiderhandlungen gegen die in den Bekannt¬
machungen des Rcichsschatzminifter» vom 24- Juni 1920
und 30. Dezember 1920 angeordnete Beschlagnahme
Wird Straffreiheit gewährt , wenn di« beschlagnahmten
Gegenstände bis zum IS. August 1921 an das Reich
«bgeliesert sind.

Soweit Straffreiheit gewährt wird, werden die der»
hängten Strafen nicht vollstreckt, die anhängigen Ber-
kahren eingestellt und neue nicht eingeleitet.

§ 3 . Das bis zum 15. August 1921 nicht gemeldete,
der Beschlagnahme unterliegende Luftfahrzeuggerät ist
durch den Reichs chotzminister zugunsten deS Reichs für
verfallen zu erklären.

Eine Entschädigung wird in diesem Falle nicht ge¬
währt .

Der § 3 des Gesetzes vom 30. Dezember 1920 wird
aufgehoben.

§ 4 . Mit Gefängnis nicht unter 3 Monaten und
uut Geldstrafe dis zu fünfhunderttauscnd Mark
wird, sofern nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen
höhere Strafen verwirkt sind , bestraft» wer vorsätzlich
die im § 1 dieses Gesetzes geforderte Anmeldung un»
richtig, unvollständig oder nicht bis zu dem festgesetzten
Zeitpunkt beivirkt.

Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich der Beschlag ,
nähme unterliegendes Luftfahrzeuggerät anbictet feil»
hält , veräußert , erwirbt oder seine Veräußerung oder
seinen Erwerb vermittelt .

Bei mildernden Umständen ist die Strafe Gefängnis
dis zu einem Jahre und Geldstrafe bis zu einhuudert -
tauiend Mark oder eine dieser Strafen .

8 S . Wer die im § 4 genannten Handlungen fahr¬
lässig begeht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre
« nd Gelojtrafe bis zu einhundertlausend Mark oder
mit einer dieser Strafen bestraft.

8 6. Wer vom Vorhandensein von Flugzeugen oder
Flngmvtoren . für die auf Grund dieses Gesetzes eine
Anmeldepflicht besteht , Kenntnis hat oder erhält , hat
unverzüglich bei den vom Reichsschatzminister zu be¬
stimmende» Stellen Anzeige zu erstatten . ,

Wer es vorsätzlich unterläßt , der im Abs . b festgesetzten
Anzeigepflicht ngchzukommen, wird mit Gefängnis bis
zu einem Jahre und Geldstrafe bis zu einhundert¬
lausend Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft.

§ 7 . Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Ver¬
kündung in Kraft .

Berlin , den 9 . Juli 1921 .
Ter Reichspräsident:

Ebert .
Der Rcichsschatzirnnistrr:

Bauer .

Bekanntmachung ,
detressend Erfassung des auszuliefernden Luft¬

sahrzeuggeräts .
Vom 9. Juli 1921.

. Auf Eirund deS Gesetzes über Anmeldung deS zur
Durchführung des Artikels 202 des FriedensvertragS
hesibtagnahmten Luftsahrzeuggeräts vorn 9. Juli 1921
fReich^ Gesetzbl . S . 850) wird folgendes bestimmt:

1 . Die gemäß 8 1 des Gesetzes vom 9 . Juli 1921 zu
erstattenden Anmeldungen über Luftfahrzeirggerät sind
entsprechend den in der Bekanntmachung des Reichs-
stbatzministeriumS, betreffend Beschlagnahme des aus -
z,»liefernden Luftfabrzeuggeräts . vom 30 . Dezember 1920
(Reichs-Gesetzbi . 1921 S . 44 ) unter Ziffer 1 bis 3 ge¬
troffenen Bestimmungen an die nächste örtliche Stelle
der Reichstreuhandgesellschaft A.-G . zu erstatten . Die
Reichstreuhandgesellschaft ist mit der Durchführung der
Auslieferung der beschlagnahmten Gegenstände ein-
schticßlich der vorläufigen Feststellung ihres Zustandes
beaustragt . Sie wird die im Einzelfalle notwendigen
Vereinbarungen treffen . Ihr sind die auf Grund des
§ 4 des Gesetzes über Enteignungen und Entschädi¬
gungen aus Anlaß des Friedensvertrags zwischen
Teuiichland und den alliierten und assoziierten Mächtenv»m 3 ! . Anguss 1919 geforderten Angaben zu machen.Die örtliche Stelle der Reichstreuhandgesellschaft be¬
stehet sich in :

Zweigstelle :
.Karlsruhe (Bade» ), Stcfaniensir . 51 .

k . Jedermann , der vain Vorhandensein van Fing -
z- uqen oder Flngzeiigmotoren Kenntnis hat oder er¬
hall , hat dieses, soweit möglich , unter genauer Angabeder Lagcrorte . der Menge und der Besitzverlsiiltnisseder nächsten örtli .tien Stelle (siebe Ziffer 1 ) der Reichs-
treuhoudgcscllschast-Akticngescllschaft anzuzcigen .3. I. Nach 8 4 des Gesetzes über An,ne .düng des
Lustfahrzeuggeräts usw. vom 9. Inns 1921 wird mit
Gefängnis nicht unter 3 Monate » und mit Geldstrafebi« zu sünshunderttnuscnd Mark , sofern nicht nach den
allgemeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind ,bestraft , >ver

vorsätzlich die im § 1 des genannten Gesetzes ge¬
forderte Anmeldung unrichtig, unvollständig oder
nicht bis zu dem festgesetzten Zeitpunkt bewirkt,
r-orsätzlich der Beschlagnahme unterliegendes L cft-
sahrzenggerät anbierct fei. hält, veräußert , erwirbt
»der seine Veräußerung oder seiucn Ertverb ver¬
minest.

Bei mildernden Umständen oder bei fahrlässigem
Zuwiderhandeln ist die Strafe Gefängnis bis zu einem

Jahre and Geldstrafe bis zu einhunderttausend Mart
oder eine dieser Strafen .

II . Rach § 10 deS Gesetzes über Enteignungen und
Entschädigungen usw. vom 31 . August ISIS ivird mit
Gefängnis bis zu einem Jahre und Geldstrafe bis zu
einhunderttausend Mark oder mit einer dieser Strafen ,
sofern nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere
Strafen verwirkt find, bestraft, wer

s ) vorsätzlich der Beschlagnahme zuwiderhandelt oder
b) eine von ihm auf Grund des 8 4 Abs . 1 dieses

Gesetzes geforderte Auskunft nicht oder nicht
innerhalb der ibm bestimmten Frist oder unrichtig
oder unvollständig gibt,

c) der Vorschrift deS 8 4 Abs . 2 dieses Gesetzes zu¬
wider di« Einsicht in seine Geschäftsbriefe, Ge¬
schäftsbücher oder sonstige Urkunden oder die Be¬
sichtigung oder Untersuchung seiner Räume ver¬
weigert.

Rach 8 11 diese ? Gesetzes wird mit Geldstrafe bis
zu zehntausend Mark bestraft, wer den vorstehend er¬
wähnen Verpflichtungen fahrlässig zuwiderhandelt .

III . Nach § 8 deS Gesetzes über Anmeldung von
Luftfahrzenggerät usw. vom 9 . Juli 1921 wird mit
Gefängnis bis zu einem Jahre oder Geldstrafe bis zu
einhunderttausend Mark r^er mit einer dieser Strafen
bestraft , wer es vorsätzlich unterläßt , der Anzeigepflicht
(siehe Ziffer 2) nachzukommen.

4. Die bereits durch besondere Verfügungen aus¬
gesprochene » Beschlagnahmungen Reiben von dieser
Bekanntmachung unberührt .

5. Wer durch Verzicht auf Übergab«bescheinig» rig zu
erkennen gibt, daß er auf eine Entschädigung verzichtet ,
braucht weder seinen Rame» noch die Herkunft deS
Lustfahrzeuggeräts anugbea .

Berlin , den 9 . Juli 1921 .
Der Reichsschatzmirnftr»

Bauer .

Verordnung
über Beschlagnahme von Luftfahrzenggerät.

Vom 9 . Juli 1921 .
Auf Grund der §8 2 und 4 Abs . 2 des Gesetzes über

Beschränkung des Luftfahrzeugbaues vom 29 . Juni 1921
(Reichs - Gesetzbl S . 789 ) wird bestimmt :

8 1 . Folgendes seit dem 10 . Januar 1920 in Deutsch¬
land hergcstellte Luftfahrzeugzerät wird beschlagnahmt:

1 . Flugzeuge jeglicher Art, flugfähige und nichtflug¬
fähige,

2 . Höhen-, Zeit - und Geschwindigkeitsmesser für
Bordzwecke, Flugzeugkompasse,

S. Flugzeugzellen , -flächen und -rümpfe ,4. Spezialwagen , Flugzeugtransportwagen , Flächen-
transportwagen ,

5. Luftfahrzeugrnotore , gebrauchsfähige oder nicht»
gebrauchsfähige jeglicher Art,

6. Luftfahrzeugmotoren -Ersatzteile, nämlichZylinder,
und Kurbelgehäuse, Vergaser, Zündungen ,

7- Speziastichtbltdkammernfür Luftfahrzeuge mit den
dazugehörigen Kassetten,

8. Bord-k . I ^Gerät ,
S . Fesselballone, Motorwinden für Fesselballone mit

Kabeln,
10 . Luftschiffergasflaschen.
8 2. Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß ohne

Zustimmung des Reichsschatzministeriumsdie Vornahme
von Veränderungen , insbesondere Ortsveränderungen
an den von der Beschlagnahme betroffenen Gegen¬
ständen verboten ist, und daß rechtsgeschäfttiche Ver¬
fügungen über sie verboten und nichtig find. Den
rcchtsgeschäftlichen Verfügungen stehen Verfügungen
gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder der
Arrestvollziehung erfolgen. Die Beschlagnahme endet
mit dem freihändigeil Erwerbe durch das Reich, mit
der Enteignung oder mit der Freigabe .

Die beschlagnahmten Gegenstänoe sind pfleglich zu
behandeln.

8 3 . Wer Luftfahrzeuggerät seit dem 10. Januar 1920
hergestellt hat , hat bis zuin 15. August 1921 der nächsten
örtlichen Stelle der Reichstreuhandgesellschaft-Aktien -
gesellschaft unter eingehender Darlegung der Eigentums¬
verhältnisse und der Lagerorte

») das von ihm seit dem 10 . Januar 1920 hergestellte
Luftfahczeuggerät listenmäßig anzumelden ,

b) in einer besonderenNachweisunganzugeben, welches
von dem laut » anzumeldenden Gerät
1 . nach dem Ausland ausgeführt , und zwar wann ,an wen und wohin, unter Angabe der Nummer

und des Datums der Ausfuhrgenehmigung ,2 . im Inland von dem Herstellungsort entfernt
ist , und zwar wann , an wen und wohin,3. sich noch am Herstellungsorte befindet.

§ 4. Jeder , der Luftfahrzeuggerät im Besitz oder Gewahr¬
sam hat , hat dieses , soweit nicht bereits für ihn gemäß
8 3 die Anmeldepflichtbesteht , bis zum 15. August 1921
der nächsten örtlichen Stelle der Reichstreuhandgesell¬
schaft -Aktiengesellschaft listenmäßig, unter ringelnder
Darlegung der Eigentumsverhältnisse und der Lager¬orte anzumeldcn .

8 5. Jedermann ist verpflichtet , dem Reichsschatz¬
ministerium und seinen Nachgeordneten Dienststellen
sowie seinen Beauftragten auf Verlangen die von diesen
als erforderlich erachteten Auskünfte über das gemäß
8 1 bis 4 beschlagnahmte oder anmeldepflichtige Luft¬
fahrzeuggerät zu erteilen. Die Auskunft kann durch
öffentliche Bekanntmachung oder durch Anfrage bei den
einzelnen zur Auskunft Verpflichteten erfordert werden.

Die vorbezerchneien Dienststellen und Personen find
befugt, zur Ermittlung wichtiger Angaben die Geschäfts¬
briefe, Geschäftsbücher und sonstigen Urkunden einzu-
srhen sowie Räume zu besichtigen und zu untersuchen,in denen Gegenstände oder Urkunden sich befinden oder
zu vermuten sind , über welche Auskunft verlangt wird.

Die Beauftragten sind vorbehaltlich der dienstlichen
Berichterstattung und derAnzeige von Gesetzwidrigkeiten
verpflichtet, über die Einrichtungen und Geschästsver-
hältnisse, die durch ihre Tätigkeit zu ihrer Kenntnis
kommen, Verschwiegenheit zu beobachten und sich der
Mitteilung oder Verwertung der Geschäfts, urrd Be¬
triebsgeheimnisse zu enthalten .

Das Ergebnis der Auskünfte oder Ermittungen darf
nicht zu steuerlichen Zwecken verwendet werden.

8 6. Der Neichsschatzrninister wird ermächtigt, Lei¬
stungen, insbesondere Lieferungen und Dienstleistungen
anzufordern , d e zur Erfüllung der in der Erklärungder Alliierten Negierungen vom 5. Mai 192 ! dem
Deutschen Reiche auserlegtcn Verpflichtungen erforder¬
lich >rud. Die Anforderung eriolgt ohne besonderes
Verfahren möglichst nach Anhörung des Betriebsinhabers
durch Bescheid an diesen. Zur Zustellung genügt die
Mer endung mittels eingeschriebene » Briefes gegen
Rückschein.

Der Bescheid hat Art und Umfang sowie Ort urkd
Ait der allgeforderten Leistung zu bestimmen. Er soll
omsdrücklich darauf Hinweisen, daß die Leistung zur
Erfüllung der durch die Erklärung der Alliierte» Re¬
gierungen vom 5. Mai 1921 dem Deutschen Reiche auf -
evlegten Verpflichtungen bestimmt ist.

§ 7 . Der Reichsschatzminister wird ermächtigt. Ge-
AM stände der im z 1 bezeichneten Art zu enteignen,
smveit die- zur Erfüllung der in der Erklärung der
Miierten Regierungen vom 5. Mai 1921 dem Deutschen
Weiche auferiegten Verpflichtungen erforderlich ist.

Die Enteignung erfolgt ohne besonderes Verfahren
möglichst nach Anhörung der Beteiligten durch Bescheid
an den Eigentümer , falls dieser nicht ermittelt werden
kLnn, an den Besitzer der zu enteignenden Sache. Zur
Zustellung genügt die Uebersendung mittels einge¬
schriebenen Briefes gegen Rückschein. Die Enteignung
brnn auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen.

Das Reich erwirbt den Gegenstand mit der Zustel-
i»ng deS Enteignungsbescheids , im Falle der Enteig¬
nung durch öffentliche Bekanntmachung mit dem Ab-
l«mf des Tages nach Ausgabe des Blattes , in welchem
die öffentliche Bekanntmachung ergeht. Rechte Dritter
cs» dem Gegenstand erlöschen , soweit die Enteignungs -
behörde nicht ein anderes bestimmt.

Die enteigneten Gegenstände sind pfleglich zu be¬
handeln .

Die Besitzer von enteigneten Sachen sowie die In¬
haber von Urkunden über die Eigentumsverhältnisse an
den enteigneten Sachen sind zur Herausgabe verpflichtet .
Die EnteignungSbehörde raun nähere Vorschriften
erlaffen.

8 8. Mit der Nachprüfung der Anmeldung ein-
schließlich der vorläufigen Feststellung des Zustandes
der beschlagnahmten, enteigneten oder crnge,orderten
Gegenstände wird die Neichstreuhandgesellschaft-Aktien -
gesellschaft beauftragt .

8 9 . Die örtlichen Stelle » der Reichstreuhandgesell¬
schaft befinden sich in :

Zweigstellen :
Karlsruhe (Baden ). Stefanienstraße 81 .

§ 10. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder
mit Geldstrafe bis zu einhunderttausend Mark wird
bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig

s) den Bestimmungen des § 2 oder den Verpflich¬
tungen des 8 7 Abs. 4, 5 zuwiderhandelt,d) die nach den 88 3 und 4 geforderte Liste nicht
oder nicht innerhalb der ihm bestimmten Frist oder
unrichtig oder unvollständig einreicht,c) eine von ihm auf Grund des 8 5 Abs. 1 geforderte
Auskunft üicht oder nicht innerhalb der ihm be¬
stimmten Frist oder unrichtig oder unvollständig
gibt,

<1) der Vorschrift des 8 5 Abs . 2 zuwider die Einsicht
in seine Geschäftsbriefe , Geschäftsbücher oder
sonstigeUrkunden oder die Besichtigungoder Unter¬
suchung seiner Räume verweigert,e) der Vorschrift des 8 5 Abs . 3 zuwider Verschwiegen¬
heit nicht beobachtet oder sich der Mitteilung oder
Verwertung von Geschäfts- oder Betriebsgeheim¬
nissen nicht enthält .

Neben der Strafe können die Gegenstände, auf die
sich die strafbare Handlung bezieht, eingezogen werden,
cchne Unterschied , ob sie de« Täter gehören oder nicht.
Auf die Einziehung kann selbständig erkannt werden,wenn das Strafverfahren gegen einen bestimmten Täter
nicht durchgeführt werden kann.

8 11 . Der Neichsschatzrninister wird ermächtigt, die
zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Be¬
stimmungen zu erlassen-

§ 12 . Die durch die Bekanntmachungen deS Reichs-
schatzministerinmSvom 24. Juni 1920 (Deutscher Reichs¬
anzeiger 1920 Nr . 137) und 30. Dezember 1920 (Reichs -
Gesetzbl . 1921 S . 44) ausgesprochenen Beschlagnahmen
des für militärische Zwecke gebrauchten oder bestimmten
beziehungsweise im Gebrauch oder bestimmt gewesenen
Luftfahrzeuggeräts werde» durch diese Bekanntmachung
nicht berührt .

Berlin , den 9 . Juli 1921 .
Die Rcichsregirnrng .

Or. Wirth .

Die Bürgermeisterämter werden auf diese Beröffent»
llchung zur weiteren Bekanntgabe hrngewtesen.

Karlsruhe , den 3. August 1921.
Bezirksamt . O -ZNS

Ztäcltisclies ftonrerttisus.
LsmstSK, 6 . August , 7 dis 10 Okr 12L0 ü-lic.

> irr Ron » « »»tt » s « » .
3». 6. :* Uotlarrclveidclieii. 7. (12 .20.) — 8o . 7 .,
r» ckm . 2 ' /, * : Oer Voxeltivvlller. (8 .70 ) — sbencis
6V. 17kr: Do» UoIIsocI » eidctieo. (1620 .) — Oie 9.* :
vie Lsarcivskürsti» . 7 . (1220 .) — Lli. 10 * : 2um ersten
ückale. Die (reist» LiireisMniscksl 'eeksus -Oesckiekt «
l 'ext von Oven Os .Il. Llusilc von Liclne/ sonss .
Oeutsck von L . LI . Kexckr uncl jul . krsunct . 7 .
(46.20. ) — Do - 11 .

*: Me Oeislra. 7. (1220 .) — kr . 12 :
VoUskakns - kt 5. Oer Vorelktiniiler . 7 . — Ls . 13.*:
Di« Leist» . 7 . (12 .20.) — Lo . 14 . nscZun. 2' /,**: Me
krau im tiermesto (8.70), — sbencis 6'/, : vre Leis!»
(16.20.)

Orntsusck 6er Vor» GÄisrten unci Voiisuksreekt
6er Inksder von Vors « Asrten am Lsrvstsb , clen
L, nscknrittsKS V.4—5 17kr , sUxerveiner Vericsuk
von Llontsg , cten 8. sn

MWiMbmi-WWst MlMhe
tn Karlsruhe i« Bade«.

Ms Nachtrag zu rmßerrr Veröffentlichung vom 28.
Juli ds . Js . geben wir Hiermit bekannt, daß der Be¬
zug der neuen Aktien und der damit verbundenen Ob-
ligenbeiten außer von de» bereits genannten Bank¬
häusern auch von dem Bankhaus
M. Hohcnemser irr Frankfurt am Main
ansgeübt wird. K.499

Karlsruhe , den 4 . August 1921 .
Maschiurnbau-Gefeklschaft Karlsruhe.

Der Vorstand :
Or . Döderlch«. Vrunisch.

Arrszedvt.
N.400L.1 . Karlsruhe. DG

Schneider lldo Krux Eh«,
frau , Magdalcue geb . Höchst
zu Karlsruhe , Zirkel 18II .

Prozeßbevollmächtigte :
Rechtsanwalt Or . Kirche»,
bauer in Ka lsruhe , Nagt
gegen ihren Ehemann früher
zu Karlsruhe Zirkel l8 H.
jetzt unbekannten Aufent¬
halts wegen Ehebruch»
und schwerer Verletzung der
durch die Ehe begründete»
Pflichten, mit dem Antrag
auf Scheidung der am 5.
September 1906 in Köl»
geschloffenen Ehe aus Ver¬
schulden deS Beklagten.

Die Klägerin ladet de»
Beklagten zur mündliche»
Verhandlung deS Rechts¬
streits vor die I . Zivilkam.
mcr des Landgerichts Karls¬
ruhe auf Dreusrag, de» 15.
November 1921, vormittags
9 Uhr, mit der Aufforderung»
sich durch einen bei diese «
GerichtezugelussenenRechts-
anwalt als Prozeßbcvoll.
»nächtigten vertreten zu
lassen . «
Karlsruhe , 1 . August 1921.
Der Gerrchtsschreiber deS

LauLge. ichts Z. » . I .
UL07L Durlach . Der

Larrdwirt und Schuhma .
cher Heinrich Nonnen nur»
chrr in Untermutschelbach
hat beantragt , das Aufge-
botsverfahren zum Zweck«
der Ausschließung aller
Personen außer dem An,
tragsteller , mit ihren An-
sprächen an dem i«
Grundbuch der Gemeinde
Untermutschelbach Bd. 8
Heft 4 Abt . I auf den Na.
me» der Luise va» Vier¬
sen geb. Nonnenmacher»
Ehefrau deS Steinhauers
Dietrich van Viersen in
Karlsruhe eingetragenen
Grundstück Lgb . Nr . 1480»
13 Ar, Wiese im Gewann
erste Gewann ob dem
Langenwäldle , einzuleitcn .

Aufgebotstermin ist be¬
stimmt aus Dienstag » de«
8. November 1921, 9 Uhr,
vor dem Amtsgericht Dur .
lach, 2. Stock , Zimmer 23.

Der bisherige Eigentü¬
mer sowie alle, welche
Rechte von diesem an das
Grundstück ableiten » wer»
de» aufgefordert , ihr«
Rechte an dem Grund¬
stücke spätestens in obi»
gem Termine geltend zu
machen , widrigenfalls ihre
Ausschließung erfolgen
wird.

Durlach , 23. Juli 1921.
Der GerichtsschreHer

Amtsgerichts 2.
Erd - und Betorrarbeiteu

zur Herstellung des Kraft -
und Schiffahrtskanalz bet
Ilvesheim zu vergeben:

1. Erdbewegung 160 000
ekm,

2. Betonarbeiten 3500
«bin,

Unterlagen bei Strecken¬
bauleitung Mannheim —
Feudenheim (Schule) ein-
zusehen , daselbst Abgabe
der Angebotsvordrucke ge-
gen Gebühr von 40 Mark .
Versand nach auswärts
ausgeschlossen .

Angebote, verschlossen u.
postfrei, mrt Aufschrift
»Angebot auf Erd - und
Betonarbeiten " bis späte¬
stens 22. August Ist». Js ^
vormittags 11 Uhr. anda ^
Neckarbauamt Heidelberg.
Riedstraße 2, einznreichen,
woselbst die Öffnung der
Angebote erfolgt. D.373L
Heidelberg. 28. Juli 1921.
Neckarbauamt Heidelberg.

Der Umbau von 6 klei¬
neren Babndurchlässen der
Mesentatbahn (Gemarkung
Brombach, Steinen u , Zell)
wird nach Fin . Ministerin !-
Verordnung vom 3 . Januar
1907 vergeben : Funda -
inentaushub , Maurer - Be¬
ton- und Eisenarbciten . Be-
dingnis hefte , Zeichnungenu.
Angcbotsvordruckeliegenbei
den Bahnmeistereien Lör¬
rach und Schopfheim auf .
Kein Versandt nach aus¬
wärts . Die Angebote sind
cäugstens bis II . August
vormittags19 Uhr, dem Zeit-
punktderAngebotseröffnurrg
im Geschäftszimmer der
Bahnmeisterei Lörrach, a»
diese verschlossen mit Auf¬
schrift Porto- bestellgell »»
sreteinzusendeu . ZuschlagS-
srist 3 Wochen . U39ück.

Basel. 27. JulftlWI .
Bahrrbauinspeknor».
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